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417/A('~ "\t7/J A n f r'a g • b • a n t Vi 0 r tun g 

Bezugnehmend auf die Anfra~e der AbßoW e i k h art und Genossen, 

betreffend Eintreibung nicht entrichteter Stempolgebühren bei der Aussen .... 

handelskommission, tei1tBundesminister für Finanzen Dr.K ami t z 

folgendes roi t: 

"Da.s Aussenhandelsverkehrseesetz, BGBl.:Nr$251/l948, hat Stempel­

gebühren festgesetzt, um die erwartete Flut aussichtBlose~>Anträge zurüok­

zudärnmen. 

Anlässlich einer Revision wurde bald festgestellt, dass die Auss&n­

handel$kommission der Einhebung dieser Gebühren nioht n1e erforderliohe 

Sorgfalt widmete. Die Aussenhandelskommission machte auf Vorhalt BeQ,enken 

geltend, die von Seite der Wirtscha.ft gegen die ~olastung der Ein- und 

Ausfuhr mit Gebühl'en;orhoben worden waren. Auf diese Bedenken ist die 

Finanzverwaltung nicht eingegangen, da die Gebühren gesetzlich v~rankert 

sind und die Finanzverwaltung verpfliohtet ist, die zu Gebote stehenden 

Einnahmemö~liohkeiten a.uszunützen. Das Bundosministerium für Finanze. 

besta.r1d' d.aher a.uf"dar,Ent:dchtung:derentgangenen Gebi1hren~])ar Na.tionalrat 

hat die von der Wirtschaft geäusserten Bedenken insofe~ne anerkannt, als 

er einer Novellierung d,er qebührenbestimmungendes Aussenhandelsverkehrs­

gesetzes zustimmt~(13dBi.NrIt34/195i). Im Hinblick auf die Stellungna.hme 

des Parlaments und da.rauf, ,dnssder Rechnungshof Einwendunsen/nlcht el'hQb, 
, \,"...: , '. . .. " . "._., 

hat das Bundesministeriumfür Fina.nzen dC::l Vorschlag des Bundesmipisteriu,ma 

für Handel und Wiedera.ufbauangenommen, wonach der GepÜhrenabganer b,ei der 

Aussenh~delskommission durch Zahlune eines Abfindungsbetrages aus deo 

Anteil der Bundeskammer der gewerbliChen Wirtschaft an den Aussenhandels­

verkehrsbeiträgen abgedeokt wird~ Dieser Vorschlag wurde auch deshalb ati­
geriOinoen, weil' der Gebührenabgan~ damit a.pgedeckt vvurdeuhd di.e gewählte 

Methode den Eingang der Gebühren ohne nennenswerten Verwa.l tungsaufwand ' 

sieherte. In DUr'ch:f'ührung dieses Vorschlages hat:die Bundeskammer der eewer~ 
lichen Wirtsoha.ft aus ihren Mitteln dem Fi rianz amt für Gebühren und Verkehrs­

steUern in Wien einen Betrag vonl Mi1.lfonSchilling überwiesen. 
'Die Finanzverwa.lilung hebt die Gebührenabgänga, dia festgestell t werden, 

gleichgültig) ob es s10hum Gebühren der Ausse~handelskommission oder um 

Gebühren für ärztliche Zeugnisse ha.ndelt, na.ohdem Gesetze ein." 
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